
7. Ministerrat 
14. Februar 2016 

 
 
 

MITTEILUNGEN UND RESOLUTIONEN 
 
 
1.  Schreiben des Landeshauptmannes von Salzburg vom 23. Jänner 2018, mit 

dem ein Beschluss vom 20. Dezember 2017 betreffend "Erhaltung der Sozial-
partnerschaft in Österreich" vorgelegt wird. 

 
2.  Schreiben des Landeshauptmannes von Burgenland vom 25. Jänner 2018, 

mit dem eine Entschließung vom 7. Dezember 2017 betreffend "Tierschutz" 
vorgelegt wird. 

 
3.  Schreiben des Landeshauptmannes der Steiermark vom 18. Jänner 2018, mit 

dem der Beschluss Nr. 658 - "Ansiedelung von Einrichtungen des Bundes in 
der Steiermark" vom 14. November 2017 vorgelegt wird. 

 
4.  Schreiben des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung vom 

17. Jänner 2018, mit dem ein Beschluss vom 14. Dezember 2017 betreffend 
"Bürokratieabbau bei der Abwicklung von ESF-Projekten" vorgelegt wird. 

 
5.  Schreiben des Ersten Präsidenten des Wiener Landtages vom 29. Jänner 

2018, mit dem eine Resolution vom 26. Jänner 2018 betreffend "Aktion 
20.000" vorgelegt wird. 

 
6.  Schreiben des Ersten Präsidenten des Wiener Landtages vom 29. Jänner 

2018, mit dem eine Resolution vom 26. Jänner 2018 betreffend "Beibehaltung 
der Notstandshilfe" vorgelegt wird. 

 
7.  Schreiben des Ersten Vorsitzenden des Wiener Gemeinderates vom 26. Jän-

ner 2018, mit dem eine Resolution vom 25. Jänner 2018 betreffend "Verurtei-
lung der Holocaust-Verhöhnung" vorgelegt wird. 

 
8.  Schreiben des Ersten Vorsitzenden des Wiener Gemeinderates vom 26. Jän-

ner 2018, mit dem eine Resolution vom 25. Jänner 2018 betreffend "Sprach-
förderung in Schulen" vorgelegt wird.  

 
9.  Schreiben des Ersten Vorsitzenden des Wiener Gemeinderates vom 26. Jän-

ner 2018, mit dem eine Resolution vom 25. Jänner 2018 betreffend "ver-
pflichtende Unterbringung von Asylwerbenden in Massenquartieren und den 
Aufbau von solchen Quartieren in Wien" vorgelegt wird.  

 
10.  Schreiben des Bürgermeisters von Linz vom 26. Jänner 2018, mit dem eine 

Resolution vom 25. Jänner 2018 betreffend "keine Umverteilung von unten 
nach oben zu Lasten der Gemeinden" vorgelegt wird. 

 
 
 


